
Bundessozialgericht
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Zugestellt am
22° Jan‘, 4974

l m N a m e n d e s V o l k e s

'"U r
t‘e i 17

in dem Rechtsstreit '

Kläger und Revisionsbeklagter,

\
Prozeßbevollmächtigter:

...........
‚„„‚;

‚‚‚‚‚‚‚

g e g e n

Beklagte und Revisionsklägerin°

Der l° Senat des Bundessozialgerichts hat ohne

mündliche Verhandlung am 5„ Oktober 1975 durch
den Präsidenten Prof° Dr° w a n n a g a t 9

g
die Richter Dr„ S c h u b e r t und
S c h m i d t h a l s und die ehrenamtlichen

Richter M ü l l e r und Irmgard B l ä t t„e l

für Recht erkannt:

Die Revision der Beklagten gegen das Urteil

des Landessozialgerichts Baden—Württemberg

Vom 12° Dezember 1972 wird zurückgewiesen"

_Die Beklagte hat dem Kläger adoh die außerge—
richtlichen Kosten des Revisionsverfahrens

Zu erstatten„ '
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'Der im Jahre 1912 geborene Kläger war bis zu_seiner Ver—

treibung in Aussig (Sudetenland) vom 1° Februar bis 51° Mai;

1955 sowie vom 1. April 1958 bis 50. September 1941 ver—
sicherungspflichtig beschäftigt gewesen„ In dieser Zeit sind

für ihn Beiträge an die Allgemeine Pensionsanstalt (APA) in

Prag und nach dem Anschluß des Sudetenlandes an das ehemalige

DeutSche Reich an die damalige Reichsversicherungsanstalt

für AngestellteinA) entrichtet worden° Vom 1° Oktober 1941

an wurde der Kläger von der Landesversicherungsanstalt (LVA)

Sudetenland in das Beamtenverhältnis übernommen° Später trat

er in den Dienst der Bundesversicherungsanstalt für Ange—

stellte (BfA).

Vom 1. Oktober 1955 bis 50„ September 1957-hatte der Kläger

Wehrdienst in der tschechoslowakischen Wehrmacht geleistet°

Für diese Zeit ist für ihn von der APA gemäß 5 15 des
tschechoslowakischen Gesetzes über die Pensionsversicherung

der Privatangestellten in höheren Diensten (PVG) die Ent—
richtung von 24 Nonatsbeiträgen der Klasse 2 vermerkt worden;

die Evidenzkarte der APA liegt im Original vor.

Anfang Dezember 1967 wandte sich der Kläger an die beklagte

BfA mit dem Antrag, die Zeit seines gesetzlichen "Präsenz—

dienstes“ als.weitere Beitragszeit nach 5 15 des Fremd—

rentengesetzes (EEG) vom 25; Oktober 1960 (BGBl I 95) anzu—
erkennen und ihm zu bestätigen‚ daß er

unter Einbeziehung

dieser Zeit aufgrund des 5 10 des AngestelltenverSicherungs—

gesetzes (AVG) in der damals gültigen Fassung des Ange—
stelltenversicherungs-Neuregelungsgesetzes (AnVNG) vom
25. Februar 1957 — aF — zur freiwilligen Weiterversicherung
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berechtigt sei; er habe nunmehr innerhalb von 10 Jahren

während mindestens 60 KalendermonatenBeiträge für eine

rentenversicherungspflichtige Beschäftigung oder Tätigkeit

entrichtet° Gleichzeitig erklärte er sich bereit‚ für die
Jahre 1965 bis 1967 Beiträge nachzuentrichten° Mit Schreiben

vom 50° Januar 1968 teilte ihm die Beklagte mit‚ die Zeit

des von ihm in der Tschechoslowakei (CSSR) geleisteten

Präsenzdienstes sei nach 5 28 Abs° l Nr° 1 AVG iVm 5 2
Abs° 2 und 5 des Bundesversorgungsgesetzes (BVG) als

-Ersatzzeit zu berücksichtigen° Die Zeiten, für die vom

Staat nach 5 13 Abs° } PVG Beiträge der Klasse 2 bezahlt

—seien, könnten deswegen nicht nach @ l5 FRG angerechnet

werden° Das Schreiben vom 2(. Dezember l967 werde als
‘

'Bereiterklärung nach 5 142 Abs° 1 AVG zur Nachentrichtung

von freiwilligen Beiträgen ab l965 angesehen; wenn sich

Vergeben sollte, daß die Voraussetzungen hierüber vorliegen„

terde eine angemessene Nachentrichtungsfrist eingeräumt
werden°

. »

Nunmehr beantragte der Kläger im Verfahren zur Wieder—
herstellung von Versicherungsunterlagen9 war(. ihm die

Zeit seines Präsenzdienstes als Beitragszeit zu bescheini—

gen° Dies lehnte die Beklagte in ihrem Bescheid vom

ll„ März 1968ab‚ “

Der hiergegen eingelegte Widerspruch wurde mit der Be—

gründung zurückgewiesen‚ Zeiten des tschechoslowakischen

Präsenzdienstes (Hilitärdienstes), die nach näherer Maß—

gabe des $ 15 PVG in der CSSR wie Beitragszeiten anzu—
' rechnen gewesen seien, seien keine Beitragszeiten im

« Sinne des % 15 BBG; diese Zeiten hätten nicht die Fähig—‘

keit gehabt, ein Versicherungsverhältnis zu begründen;

Voraussetzung für ihre Anrechnung sei vielmehr ein Ver—

sicherungsverhältnis vor oder nach dem Militärdienst

. : . _ 4 _v
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gewesen° Eine Beitragszeit im Sinne des 5 15 FRG liege

nur vor, wenn sie nach dem Recht des Herkunftslanées

geeignet gewesen sei, ein auf Beiträgen beruhendes Ver—
sicherungsverhältnis-zubegründen° Dies sei bei Zeiten

nach % 15 PVG nicht der Fall° Durch deren Bewertung als

Ersatzzeit werde_der Versicherte auch regelmäßig besser

gestellt, weil bei der Bewertung als Beitragszeit nur

ein geringes Entgelt zugrunde zu legen wäre.

Das Sozialgericht (SG) Karlsruhe hat antragsgemäß die
Beklagte unter Aufhebung ihres Bescheides vom ll° März

1968 und unter Abänderung des Widerspruchsbescheides vom

1.) Juli 1968 verurteilt, unter Anerkennung einer Beitrags—

zeit vom 1. Oktober 1955 bis 50‚ September 1937 die Weiter—

versicherung des Klägers nach 5 10 Abs° 1 AVG aF anzuer—

kennen. Die hiergegen von der Beklagten eingelegte Be—

rufung hat das Landessozialgericht (LSG) Baden—Württemberg

mit der Maßgabe zurückgewiesen, daß der Bescheid vom
11. März 1968 in der Fassung, die er durch den Wider—

spruchsbescheid vom 1" Juli 1968 erhalten hat, aufgehoben

und die Beklagte verurteilt wird, dem Kläger für die Zeit

vom l., Oktober 1955 bis 50. September 1957 Versicherungsuntex‘—

lagen herzustellen und dabei 24 Pflichtbeiträge der Klasse C

zugrunde zu legen°

Zu den nach den @@l und 15 BBG gleichgestellten Beitrags—
zeiten zählten auch die nach S 15 PVG für die Zeit des

Präsenzdienstes anzurechnenden Beiträge, Dies ergebe sich

aus dem Wortlaut sowie dem Sinn und Zweck des 5 15 FHG und

aus der Behandlung dieser Zeiten im früheren Recht der CSSRO

@ 15 FRG unterscheide nicht zwischen echten und sonstigen

Beiträgen„.Bei den nach 5 15 PVG anrechenbaren Beiträgen

habe es sich um vollgültige Beiträge gehandelt, die nach

dem Recht der CSSR in jeder Hinsicht mit der gleichen Wirkung

ausgestattet gewesen seien wie sonstige Beiträgeo

_5._
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Für die Herstellung von Versicherungsunterlagen werde die

Beklagte die streitige Zeit des Präsenzdienstes von

1° Oktober 1955 bis 510 September 1957 als mit Pflichtbei—

tragen der Klasse 0 belegt zu berücksichtigen haben° '

Das SG habe die Beklagte sinngemäß zu Recht zur
Her—‘

stellung von Versicherungsunterlagen verurteilte Soweit

es
mißverständlicherweise formuliert habe? die Beklagte

werde zur Zulassung der freiwilligen Weiterversicherung

.
verurteilt, hätte sein Urteil neu gefaßt werden müssena

Mit der zugelassenen ReVision beantragt die Beklagte?

unter Aufhebung des angefochtenen Urteils und des

Urteils des SG vom 16° September 1969 die Klage

abzuweisen° ‘

'Sie hält an ihrer Rechtsauffassung fest? die in der
tschechoslowakischen Wehrmacht zurückgelegte Zeit des

Präsenzdienstes des Klägers vom l„0ktober 1955 bis

50° September 1957 könne nicht als Beitragszeit im Sinne

des 5 15 FRG angesehen werden, so daß das auf Zulassung

der Weiterversicherung nach 5 10 Abs° 1 AVG aF gerichtete

Begehren des Klägers unbegründet sei° '

Der Kläger beantragt‚

die Revision zurückzuweisen°

Die Beteiligten haben sich mit einer Entscheidung ohne

mündliche Verhandlung einverstanden erklärt°
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II

Die Revision der Beklagten ist nicht begründet„ Der Ent—
‚.

scheidung des LSG ist im Ergebnis beizutretemf

Da der Kläger aufgrund seiner Bereiterklärung vom 2° Dezember

1967 auch jetzt noch freiwillige Beiträge für die Jahre 1965

bis 1967 nachentri6hten will und kann‚ wenn damals die er—
forderlichen Voraussetzungen für eine Weiterversicherung

erfüllt waren (Vglo dazu 5 142 Abs° 1 und 2 AVG), ist von
5 10 AVG aF auszugehen° Danach konnte die Versicherung frei—

willig fortsetzen (Weiterversicherung), wer nicht versiche—
rungspflichtig war und innerhalb von 10 Jahren während

mindestens 60 Kalendermonaten Beiträge für eine rentenver—
sicherungspflichtige Beschäftigung oder Tätigkeit entrichtet

hat° Dagegen kommt 5 10 Abs° 1 AVG idF des Rentenreformge—
Äsetzes (REG) vom 16° Oktober 1972 (BGBl I 1965), der das
Recht zu einer freiWilligen Weiterversicherung nicht mehr von_
einer Vorversicherung abhängig macht& nicht in Betracht„ Diese
Neufassung gilt erst ab 19; Oktober 1972 (Art° 6 5 8 Absu 2
REG)° ‘

Bei Auslegung des 5 10 AVG aF würde die Zeit des gesetzlichen
Präsenzdienstes eine Beitragszeit im Sinne dieser Vorschrift

nur darstellen, wenn die gesetzlichen Voraussetzungen des
5 15 Abs„ 2 Satz 1 und 2 FRGerfüllt sind„ Einmal ist unter
den Beteiligten jedoch streitig, ob die vom Kläger in der“

tschechoslowakischen Wehrmacht zurückgelegte Zeit des
Präsenzdiehstes vom l„ Oktober 1955 bis 50° September 1937

als BeitragsZeit im Sinne des 5 27 Abs° 1 Buchst° a AVG
iVm 5 15 Abso 1 Satz 1 FRG oder als Ersatzzeit im Sinne des

' 5 27 Abs„ 1 BUChSt b iVm 5 28 Abs° 1 Nr° 1 AVG anzurechnen
ist°

Zum anderen geht es darum, ob die nach 5 15 PVG entrichteten
..‘7-
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' Beiträge die Voraussetzungen des 5 10 Abs° 1 AVG aF auch

insoweit erfüllen‚als sie für eine rentenversicherungs-
pflichtige Beschäftigung oder Tätigkeit entrichtet worden

sind° ' '

Das Recht der Sozialversicherung in der CSSR hatte keine

Ersatzzeiten gekannto Stattdessen hieß es in dem Gesetz

vom 21„ Februar 1929 betreffend die Pensionsversicherung

der Privatangestellten in höheren Diensten (PVG) in 5 15
Abs° 1, daß als anrechenbare Beitragszeit auch die Zeit

des gesetzlichen Präsenzdienstes der Personen anzusehen

ist? die bereits vor Antritt des Präsenzdienstes pensions-

versichert waren oder die in diese Versicherung binnen

12 Monaten nach der Rückkehr vom Präsenzdienst eintraten°
Der Versicherungsbeitrag für die danach angerechnete

Beitragszeit wurde nach Abs° 2 vom Staat bezahlto Sodann

war die Beitragszeit des gesetzlichen Präsenzdienstes
grundsätzlich in der niedrigSten‚ d„h„ in der 10 Gehaltse

klasse anzurechnen„ Nur wenn der Angestellte vor Antritt

des Präsenzdienstes in einer höheren Klasse versichert war?

..wurde diese Zeit wenigstens in der 2; Gehaltsklasse ange—
rechnet° '

Für die Beurteilung‚ ob Beitragszeiten oder Ersatzzeiten

vorliegen, ist davon auszugehen, daß mit den Ersatzzeiten

eine Entschädigung dafür gewährt werden soll‚ daß in der

betreffenden Zeit eine Béitragszeit nicht zurückgelegt

werden konnte° Ersatzzeiten liegen daher stets nur dann

vor„ wenn während der Zeit keine Versicherungspflicht be—
standen hat° DeShalb scheiden rein begrifflich schon

Zeitenö für die Pflichtbeiträge geleistet werden sind‚

als Ersatzzeiten aus (vgl° hierzu Elsholz/Theile‚ Die

gesetzliche Rentenversicherung‚synpKomm° Nro 547 Anm„ 2 a
und b)°
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Hieraus folgt? daß Beitragszeiten keine Ersatzzeiten sein

können° Handelt es sich somit bei der vom Kläger in der

tschechoslowakischen Wehrmacht zurückgelegten Zeit des

Präsenzdienstes vom 1° Oktober 1955 bis 50° September

1957 um eine Beitragszeit‚ so bleibt hier die Anrechnung

als Ersatzzeit außer Betracht°

Unter Beitragszeit versteht @ 15 Abs° 1 Satz 1 PRO solche
Zéiten, die bei einem Versicherungsträger zurückgelegt

sind, der die gesetzliche Zwangsversicherung für in ab—

hängiger Beschäftigung tätige Personen durchführt (vgl°

hierzu Urteil des 11° Senats des BSG vom 10„12„1971 —
11 RA 64/71)„ Nicht vorausgesetzt wird‚ daß die Beiträge

vom Versicherten getragen werden sind° Beitragszeiten

liegen vielmehr auch dann vor, wenn nach dem fremden Recht

des Herkunftslandes die Beiträge allein vom Arbeitgeber

aufzubringen waren (Jantz/Zweng/Eicher, Das neue Fremd—

renten— und Auslandsrentenreeht, 2° Auflo, % 15 FRG,

Ann° 5)„ '

Glerchgestellt sind nach @ 15 Abs° 1 Satz 1 FRG die tat—
sächlich zurückgelegten Beitragszeiten° Ob diese Beitrags—

zeiten auch nach deutschem Recht hätten zurückgelegt werden

können, ist ebensowenig von Bedeutung, wie es nicht darauf

ankommt‚ ob die Beiträge nach dem Recht des Herkunftslandes

wirksam entrichtet sind und dort hätten angerechnet werden

*können° Dies hatte bereits aufgrund des 5 4 Abs° ; des nach

dem Entschädigungsprinzip ausgerichteten FredeG vom 7° Au—

gust 1955 gegolten° Aus den Gesetzesmaterialien zu diesem

Gesetz ergibt sich‚ daß von einer Nachprüfung der Anrechen—
barkeit der Beitragszeiten nach dem Recht des Herkunfts—

landes gerade abgesehen werden sollte, weil dies in vielen

Fällen nicht möglich gewesen wäre; jede Beitragszeit sollte

vielmehr so behandelt werden, als wäre sie nach Bundesrecht

anrechenbar (BT—Drucks° 1/4201 Begründung zu 5 4 FredeG7
S. 17)° An dieser Rechtslage hat sich durch die Regelung

_ 9 _
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des 5 15 Abs° 1 Satz 1 FRG, der an die Stelle des 5 41

Abs° l FredeG getreten ist7 nichts geändert (vgl.° hierzu
BSG 29, 242, 244)° Beitragszeiten können selbst dann vor—
liegen, wenn der Versicherte im Herkunftsland beitragsfrei

gestellt war (Urteil des ll° Senats vom lO„l2ol97l —
ll RA 64/71)0

Schon aus diesen Erwägungen kann die Zeit des Präsenz—

dienstes des Klägers nur als Beitragszeit im Sinne des.

5 15 Abs° 1 Satz 1 FRG, @ 27 Abs° l Buchste a AVG und

nicht als Ersatzzeit nach 5 27 Abs° l Buchst° b iVm @ 28
Abs„ l Nr° 1 AVG bewertet werden° Für diese Zeit sind für

den Kläger nachgewiesenermaßen aufgrund einer Zwangsver—

sicherung regelrechte Versicherungsbeiträge.zur Rentenver—

sicherung an den nichtdeutschen Versicherungsträger ent—

richtet werden, der die gesetzliche Zwangsversicherung

für in abhängiger Beschäftigung tätige Personen durch—

führte° Es liegen also Beitragszeiten im Sinne des 5 15
Abs° 1 Satz 1 FRG vor°

\Wie das BSGbereits entschieden hat‚ enthält die in € 15
Abs° 1 Satz 1 FRG getroffene Regelung‚ wonach fremde

Beitragszeiten den nach Bundesrecht zurückgelegten Bei—
tragsieiten ohne jede Einschränkung gleichstehen, noch

einen Bestandteil des Entschädigungsgedankens (BSG 299
242, 245)° Danach stehen fremde Beitragszeiten_aus einer
Pflichtversicherung auch dann bundesrechtlichen Beitrags—

zeiten gleich, wenn die zugrunde liegende Beschäftigung

oder Tätigkeit nur im Herkunftsland‚ nicht aber nach

Bundesrecht versicherungepflichtig war oder ist (vgl.°

hierzu BSG 29‚ 242‚ 245)° Dies entspricht nicht nur dem

Wortlaut des 5 15 Abs° 1 Satz 1 FRG, sondern auch seinem
Sinn und Zweck, die Vertriebenen nicht schlechter zu
stellen‚ als sie im Herkunftsland gestanden'haben7 wenn
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sie dort Beitragszeiten zurückgelegt haben° Durch die

Gleichstellung dieser Beitragszeiten mit den nach Bundes—

recht zurückgelegt@n Beitragszeiten wird ihnen eine Ent—

schädigung eigener Art zugebilligt° Die hiernach gleichge—

stellten Zeiten sind aber aufgrund der Anordnung des Ge—

setzes in 5 15 Abs° 1 Satz 1 FRG in allen Beziehungen

wie Beitragszeiten zu behandeln, und zwar sowohl für die
Wartezeit und die Rentenberechnung als auch für das Recht
auf freiwillige Versicherung (BSG 29‚ 242‚ 245)° Ent—

scheidend kommt es deshalb darauf an, um welche Beiträge

es sieh nach dem Récht des Herkunftslandes bei den nach
5 15 PVG entrichteten Beiträgen handelt, ob sie Pflicht—
beiträge oder freiwillige Beiträge oder Beiträge be—

sonderer Art wareno' '

Das LSG ist durch Auslegung der 55 127 15‚ 60 RVG zu der
Auffassung gelangt, daß es sich bei den nach 5 15 PVG

anzurechnenden Beiträgen nach tschechoslowakischem Recht

umvollgültige Pflichtbeiträge gehandelt hat, die in
jeder Hinsicht mit der gleichen Wirkung ausgestattet

gewesen sind, wie sonstige Pflichtbeiträge° Die nach
5 15 PVG angerechneten Beiträge haben nach dem Recht des

Herkunftslandes die volle Wirkung von Pflichtbeiträgen

gehabt° Auch nach den rechtlichen Kategorien des Bundes—

rechts stehen sie den Pflichtbeiträgen näher als frei—
willigen Beiträgen° '

An diese Feststellung des tschechoslowakischen Rechts

und diese Rechtsauslegung des LSG ist das Revisions—
gericht indessen gebunden‚ weil es sich insoweit um
nichtrevisibles Recht handelt (5 162 Abs° 2 SGG, @ 562

ZPO iVm 5 202 SGG)° Eine andere Auslegung des nichtrevi—

siblcn Rechts ist dem’Revisionsgericht verwehrt; es ist

insoweit an die rechtlichen Schlußfolgerungen des LSG
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ebenso gebunden wie nach 5 165 SGG an die tatsächlichen

Feststellungen des LSG (BSG 25‚ 20, 25 und das dort ange—
gebene Schrifttum)°

Hiernach ist dem LSG darin beizupfl_ichten9 daß unter Zu—
grundelegung der genannten Auslegung des Rechts der CSSR

die nach 5 15 PVG ahgérechneten Beiträge gemäß 5 15 Abs° 1
FRG den nach Bundesrecht entrichteten Pflichtbeiträgen

gleichstehen‚ und daß die nach 5 15 PVG angerechheten

Beiträge bei der Prüfung der Voraussetzung des 5 10 Abs° 1

Satz 1 AVG aF als Beiträge zu berücksichtigen sind? die

der Kläger für eine rentenversicherungspflichtige Be—

schäftigung oder Tätigkeit i.‚S° dieser Vorschrift ent;

richtet hat„ Zwarist in 5 15 Abso1 Satz 2 FRGder Wort—
laut des Gesetzes‚ obwohl die Vorschrift gerade mit Rück—

sicht auf die z.B° in € 10 Abs° 1 Satz 1 AVG aF getroffene

Regelung in das Gesetz aufgenommen worden ist, enger ge-

faßt, als dies in € 10 Abs° 1 Satz 1 AVG aF und den inso-

weit gleichlautenden Vorschriften (Z„B° @ 56 Abs° 2‚ 5 57

Abs° 1 AVG)der Fall ist„ In 5 10 Abs° 1 Satz 1 AVGwird
nur von

rentenversicherung3pflichtiger Beschäftigung oder

Tätigkeit gesProchen,.während in 5 15 Abs° 1 Satz 2 FRG

die Gleichstellung auf Beiträge aufgrund einer abhängigen

“Beschäftigung oder einer selbständigen Tätigkeit im Her—

kunftsland beschränkt wird° Das Gesetz hat aber — ebenso

wie in % 10 Abs° 1 Satz 1 AVG aF — nach seinem Sinn und

Zweck mit den in 5 15 Abs° 1 Satz 2 FRG_verwendeten Be—

griffen ”abhängige Beschäftigung“ und "selbständige Tätig—'
keit" offensichtlich die im Herkunftsland Pflichtver— ’

sicherten erfassen und alle von ihnen dort zurückgelegten

Pflichtbeitragszeiten mit den Pflichtbeitragszeiten z„B„

im Sinne des 5 10 Abs° 1 Satz 1 AVG‚aF gleichstellen

wo11en„Wie zu den Beitragszeiten'i‚S„ des @10 Abs° 1
Satz 1 AVG aF auch diejenigen Zeiten gehören, für die auf—

grund versicherungspflichtiger Tätigkeit als Soldat oder
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Student Pflichtbeiträge entrichtet worden sind, so müssen

solche Zeiten auch zu den nach 5 15 A'bs° 1 Satz 2 FRG

gleichgestellten Beitragszeiten zählen (ebenso Jantz—

Zweng—Eicher aaO @ 15 FRG, Anm° ? Seite 47)°

Aus diesen Gründen ist dem angefochtenen Urteil im Er—

gebnis zuzüstimmen‚ und zQar insbesondere auch hinsicht—

lich der Zuordnung der streitigen Beitragszeit in die

Leistungsgruppen der Anlage 1 zu S 22 FRGO

Nach alledem ist die Revision der Beklagten zurückzu—

weisen°

Die Kostenentsoheidungberuht auf 5 195see„
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